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Geſetz-Sammlung 
| für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ee Te u en 


(Nr. 4698.) Geſetz, betreffend die Abänderung, beziehungsweiſe Ergänzung des in dem Ber legen Augen m. 2 
zirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln geltenden Expropriationsgeſetzes „ 9. /25> 7 . 5 
vom 8. März 1810. Vom 25. Mai 1857. Zus BEE ng 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
- Preußen ꝛc. ꝛc. | 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
s 915 


N Die bei zwangsweiſen Eigenthumsentziehungen aus Gründen des öffent: a 
lichen Wohles nach Artikel 9. der Berfaffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. „ 
nothwendige vorläufige Feſtſtellung der Entſchaͤdigung erfolgt im Bezirk des ERDE 
Appellationsgerichtshofes zu Coͤln durch die Bezirksregierung nach Verneh⸗ 
mung der Antraͤge eines von ihr zur oͤrtlichen Unterſuchung und Werthermit⸗ 
telung zu ernennenden Kommiſſars. Dieſer hat die Abſchaͤtzungstermine in 
den Gemeinden in ortsuͤblicher Weiſe bekannt zu machen und die in der Grund⸗ 
Heuer - Mutterrolfe genannten Grundbeſitzer beſonders einzuladen. Den Be: 
en ſteht frei, in dieſen Terminen zu erſcheinen und ihr Intereſſe zu 
vertreten. 
. Bei Ermittelung der vorlaͤufig feſtzuſtellenden Entſchaͤdigung hat der 
| Kommiſſar nach den Vorſchriften des Artikels 16. des Geſetzes vom 8. Maͤrz 
1810, zu verfahren. Es find. dabei jederzeit Ein oder drei Sachverſtaͤndige 
AUuzuziehen, welche von der Bezirksregierung für den ganzen Umfang der Bau⸗ 
internehmung oder fuͤr einzelne Abſchnitte derſelben ernannt und ein- fuͤr alle⸗ 
mal vom Friedensrichter ihres Wohnorts vereidigt werden. 


K | §. 2. 

| L Wenn die Bezirksregierung erklärt, daß der Fall der Dringlichkeit vor⸗ 
liege, ſo hat das Gericht in dem nach Artikel 13. des Geſetzes vom 8. Maͤrz 
1810, zu erlaffenden Expropriationserkenntniß die Einweiſung des zur Expro⸗ 2 
priation Berechtigten in den Beſitz, gegen Zahlung des vorläufig (J. 1.) feſt⸗ 
„Jahrgang 1857. (Nr. 4698.) 62 geſtell⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Juni 1857. N 2 
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geſtellten Entſchadigungsbetrages oder deſſen Hinterlegung bei der Preußischen 
Bank (Art. 25, des Geſetzes vom 8. März 18 10.), zu verordnen. 


| H. 3. 


Das Expropriationserkenntniß wird im Auszuge auf Anſtehen der Be 
theiligten durch Gerichtsvollzieher zugeſtellt. 

Die Zuſtellung erfolgt an den auszuweiſenden Grundbeſitzer in dem von 
demſelben zum Protokoll des Kommiſſars (H. 1.) gewaͤhlten Domizile, oder, 
in Ermangelung einer ſolchen Wahl, an die Perſon oder in deren Wohnung, 
oder auch, falls die Wohnung ſich nicht in der Buͤrgermeiſterei befindet, in 
welcher die Grundſtuͤcke liegen, an den Buͤrgermeiſter und an den Paͤchter oder 
Inhaber der betreffenden Liegenſchaft. n 

In gleicher Art iſt der Nachweis der nach dem Expropriationsurtheil 
zu leiſtenden Zahlung oder Hinterlegung (Art. 25. des Geſetzes vom 8. März 
1810.) zuzuſtellen. 


H. 4. 


Wenn bei Gebäuden oder kuͤnſtlichen Anlagen der Auszuweiſende eine 
nähere Feſtſtellung des Zuſtandes derſelben vor der Beſitzergreifung verlangt, 
ſo hat er ſolches binnen acht Tagen den Eingewieſenen durch Gerichtsvollzieher⸗ 
Akt oder durch protokollariſche Erklaͤrung vor dem Ortsbuͤrgermeiſter zu er⸗ 
kennen zu geben. ; 

Dem betreibenden Theile bleibt in dieſem Falle uͤberlaſſen, bei dem Frie⸗ 
densrichter eine Beſichtigung und Beſchreibung der Lokalitaͤten zu beantragen. 

Der Friedensrichter hat mit der Erledigung des Geſchaͤfts binnen acht 
Tagen zu beginnen. Der ſofort anzuſetzende Termin iſt der Gegenpartei drei 
Tage vor Abhaltung deſſelben bekannt zu machen. N 

Der Friedensrichter kann zu der Beſichtigung und Beſchreibung Einen 
oder drei auf den Vorſchlag der Parteien oder von Amtswegen zu ernennende 
Sachverſtaͤndige zuziehen. ; 

Die Mitwirkung der Sachverftändigen bei dieſem Verfahren iſt kein 
Grund, ſie bei einer ſpaͤteren gerichtlichen Feſtſtellung der Entſchaͤdigung als 
Zeugen oder Sachverſtaͤndige zu rekuſiren. 


H. 5. 

Die Betheiligten koͤnnen dies Verfahren (F. 4.), wenn ſie erſcheinen und 
darüber einig find, auch ſchon während des vor dem Kommiſſar (H. 1.) an⸗ 
haͤngigen Verfahrens veranlaſſen. 

5 §. 6. 

Die Vollſtreckung des Expropriationsurtheils kann nicht vor acht Ta⸗ 
gen nach den erwaͤhnten Zuſtellungen, beziehungsweiſe vor Erledigung des nach 
H. 4. zuläffigen Verfahrens, über welche der Friedensrichter eine Beſcheinigung 
auszuſtellen hat, ſtattfinden. * 
Oppoſition oder ein ſonſtiges Rechtsmittel gegen die Vollſtreckung findet 


ER 
hf 
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Beiden Theilen bleibt vorbehalten, die definitive Feſtſtellung der Ent⸗ 


ſchaͤdigung im Wege des gerichtlichen Verfahrens herbeizufuͤhren. In dieſer 
Hinſicht, ſowie in allen ſonſtigen Beziehungen, wird durch dieſes Geſetz an den 


I 


Vorſchriften des Geſetzes vom 8. März 1810. nichts ‚geändert. 


§. 8. 

Die Koſten, welche aus dem in den HH. 1. bis 6. erwaͤhnten Verfahren 
entſtehen, fallen dem Expropriationsberechtigten zur Laſt. 

In dem definitiven gerichtlichen Entſchaͤdigungsverfahren koͤnnen dem 
Exproprürten die Koſten ganz oder theilweiſe zur Laſt gelegt werden. 

Fuͤr die Verrichtungen der Friedensgerichte werden Gebuͤhren nach der 
in der Kabinetsorder vom 28. April 1832. Nr. 1. 2. 3. vorgeſchriebenen 
Taxe und fuͤr Ausfertigungen nach Vorſchrift des Dekrets vom 16. Februar 
1807. Art. 9. berechnet, bei Reiſen uͤber eine Viertelmeile vom Sitze des Frie⸗ 
densgerichts außerdem an Reiſekoſten funfzehn Silbergroſchen per Meile. 


8 
Unſer Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und Un⸗ 
ſer Juſtizminiſter haben zur Ausführung dieſes Geſetzes die weiteren Anweiſun⸗ 
gen zu erlaſſen. 8 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 25. Mai 1857. | 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen, 
v. Bodelſchwingh. v. Manteuffel II. 
Fuͤr den Kriegsminiſter: 
v. Hann. 


(Nr, 4699.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den unterm 22. September 1856. 
abgeſchloſſenen Vertrag wegen Verſchmelzung des Unternehmens der 
Düffeldorfs Elberfelder mit dem der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft. Vom 9. Juni 1857. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 5 
Nachdem die Generalverſammlungen der Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſen⸗ 


bahngeſellſchaft vom 7. Januar 1857. und der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn⸗ 


eſellſchaft vom 10. Januar 1857. die Verſchmelzung des geſammten Unter⸗ 
nehmens jener Geſellſchaft mit dem Unternehmen der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſen⸗ 
(Nr. 46984699) 62* bahn⸗ 


e ioet nach Inhalt des anliegenden Vertrages vom 22. September ; 


1850. mit der Maaßgabe beſchloſſen haben: N 
1) daß die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft die Duͤſſeldorf-Elber⸗ 
felder Eiſenbahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör fo 
lange, bis ſaͤmmtliche Prioritaͤtsglaͤubiger der Duͤſſeldorf- Elberfelder 
Eiſenbahngeſellſchaft befriedigt ſein werden, als einen getrennten Ver⸗ 
moͤgenskomplex zu verwalten und durch ordnungsmaͤßige Unterhaltung, 
namentlich durch entſprechende Ergaͤnzung aller Abgaͤnge, vor einer Werths⸗ 
verminderung zu bewahren hat; 

2) daß allen Glaͤubigern der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft, 
insbeſondere den Inhabern der zufolge der von Uns ertheilten Privilegien 
emittirten Prioritaͤts⸗Obligationen auf den Ertrag der Duͤſſeldorf⸗Elber⸗ 
felder Eiſenbahn, ſowie auf dieſe Bahn und deren Zubehoͤr ſelbſt das 
Vorzugsrecht, ſo wie es ihnen vor der Fuſion zugeſtanden hat, vor den 
Stammaktionaͤren und allen Prioritaͤts- und ſonſtigen Glaͤubigern der 
Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ausdruͤcklich vorbehalten bleibt; 

3) daß die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft für alle Verbindlichkeiten 
der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft, insbeſondere auch fuͤr die 
unterm 28. April 1842. und 11. September 1850. von Uns Allerhoͤchſt 
genehmigten Prioritaͤtsanleihen als Selbſtſchuldnerin eintritt, dergeſtalt, 
daß die Inhaber dieſer Forderungen wegen Kapital, Zinſen und Koſten, 
unbeſchadet des Vorzugs rechts der durch Unſere Privilegien vom 2. Ok⸗ 
tober 1848., 11. Marz; 1850, 6. Juli 1853., 5. September 1855. und 
20. Oktober 1856. genehmigten Prioritaͤtsanleihen der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft ſich auch an das geſammte Vermoͤgen dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft halten koͤnnen; 

endlich 5 

4) daß jedem Aktionaͤr der Duͤſſeldorf ⸗Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft, 
welcher nicht in Bergiſch-Maͤrkiſchen Stammaktien abgefunden ſein will, 
eine Baarabfindung im Betrage von Einhundert fünf und vierzig The: 
lern pro Aktie offerirt wird, 


wollen Wir, jedoch unbeſchadet der Rechte Dritter, hierdurch dieſe Befchläfe 


genehmigen, insbeſondere auch den oben beigefuͤgten Vertrag vom 22. September 
1850. nebſt der vorbezeichneten Maaßgabe landesherrlich beſtaͤtigen, indem Wir 
der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zugleich geſtatten, in Gemaͤßheit 
des Artikels 2. dieſes Vertrages ihr Anlagekapital durch die Ausgabe von 


fernern 17,130 Stuͤck Stammaktien zu vermehren. 


Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Juni 1857. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
5 v. d. Heydt. Simons. 


— 1 


* N ken die Generalverſammlung der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn⸗ 
Geeſellſchaft unter dem 17. April d. J. den Beſchluß gefaßt hat, daß wegen 
Uebertragung der Verwaltung jener Eiſenbahn an die Staatsverwaltung Unter⸗ 
handlungen gepflogen wuͤrden, ſind von dem Verwaltungsrathe dieſer Geſell— 
ſchaft die Herren: 


Wilhelm Wortmann zu Duͤſſeldorf, Praͤſident des Verwaltungsrathes; 
Juſtizrath Reinhold von Hurter zu Elberfeld, 

Friedrich Wilhelm Pieper zu Hochdahl, Mitglieder des Verwaltungsrathes; 
Direktor Adolph Oppermann zu Duͤſſeldorf und i 

Juſtizrath Franz Joſeph Servaes zu Elberfeld, Direktorialrath, 


als Kommiſſarien fuͤr dieſe Unterhandlungen gewaͤhlt und letztere demnaͤchſt mit 
der die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft vertretenden Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Elberfeld, beſtehend aus dem kommiſſariſchen Vorſitzenden, 
Regierungsrath Karl Danko, dem Regierungs- und Baurath Hermann Weis⸗ 
haupt und dem Betriebsinſpektor Wilhelm Plange gepflogen worden. 

Als Ergebniß derſelben iſt durch die genannten Vertreter beider Geſell⸗ 
ſchaften nachfolgender Vertrag heute abgeſchloſſen worden. 


Artikel 1. 


Die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft tritt ihr geſammtes be⸗ 
wegliches und unbewegliches, aktives und paſſives Vermoͤgen, wohin auch der 
Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, ſowie die Nebenkaſſen mit ihrem Vermoͤgen 
und Laſten gehören, an die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft ab. 

Artikel 2. 

Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt das geſammte 
Vermögen der Duͤſſeldorf-Elberfelder Geſellſchaft und tritt als Nachfolgerin 
derſelben in deren geſammte Rechte und Verpflichtungen zu dem Zwecke ein, 

um die Duͤſſeldorf-Elberfelder Bahn mit dem Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen als integrirenden Theil deſſelben zu vereinigen. 


Artikel 3. 


Als Entſchaͤdigung erhalten die Aktionaire der Düffeldorf- Elberfelder 
Eiſenbahn Stammaktien der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn, und zwar fuͤr je 
drei Aktien der Duͤſſeldorf-Elberfelder Geſellſchaft fünf Aktien der Bergiſch⸗ 
| Märkiſchen. Dieſe Umwechſelung der Aktien wird binnen Jahresfriſt nach Ge- 
nehmigung dieſes Vertrages durch die beiderſeitigen Generalverſammlungen und 
nach erfolgter landesherrlicher Beſtaͤtigung deſſelben ſtattfinden, und zwar zu 
Elberfeld, Duͤſſeldorf und Berlin. Zum Zweck dieſes Austauſches wird die 
Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft ihr Stammaktien⸗Kapital durch Aus⸗ 
gabe von 17,130 Stuͤck neuer Stammaktien à 100 Rthlr. um im Ganzen 
1,713,000 Rthlr. vermehren. Bei der Umwechſelung werden, wenn einzelne, 
oder nicht vollaus aufgehende Düffeldorf-Elberfelder Aktien präfentirt werden, 
fuͤr den Ueberſchuß Bons auf Drittelaktien ausgegeben. Gegen dieſe Bons 

(Nr. 4699.) koͤnnen, 


8 


koͤnnen, ſofern ſie in volle Aktien aufgehen, Aktien der Bergiſch-Maͤrkiſchen 5 
Eiſenbahn zu jeder Zeit mit den alsdann nach Inhalt des Statuts der Bergiſch⸗ 
ed Eiſenbahngeſellſchaft nicht verjaͤhrten Dioidendenſcheinen gefordert 9 
we en. N 


Artikel 4. 


Dem Staate wird hinſichtlich der ihm nach H. 10. des Statuts der Ber⸗ 
giſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zuſtehenden Einen Million Thaler Stamm⸗ 
Aktien der Zutritt zu dieſem Vertrage bis zum 1. Juli 1857. vorbehalten. 
Erfolgt der Zutritt, ſo wird auch bei Berechnung der Dividenden fuͤr die Eine 
Million Thaler Staatsaktien der Ertrag der Bergiſch-Maͤrkiſchen und der 
Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahn als ein Ganzes betrachtet, dabei aber als⸗ 
dann den nach Artikel 3. neu zu kreirenden Stammaktien bis zur Höhe von 
34 Prozent Dividende ein gleiches Vorzugsrecht vor jenen Skaatsaktien 3 
geſtanden, als den urſpruͤnglichen drei Millionen Thaler Privataktien ſeither 
ſtatutenmaͤßig gebührt. i 

Tritt dagegen der Staat bis zum 1. Juli 1857. dieſem Vertrage nicht 
bei, ſo nimmt der Staat an Gewinn und Verluſt aus dieſem Vertrage, be 
ziehungsweiſe an Einnahmen und Ausgaben der dadurch erworbenen Duͤſſel. 
dorf⸗Elberfelder Eiſenbahn, keinen Antheil. Er erhaͤlt in dieſem Falle auf die 
Eine Million Thaler Staatsaktien nicht mehr und nicht weniger an Dividende, 
als er ſtatutenmaͤßig erhalten wuͤrde, wenn dieſer Vertrag nicht zu Stande ge⸗ 
kommen ſein wuͤrde, mithin eine Verſchmelzung der Düffeldorf-Elberfelder mit 
der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn, ſowie die im Artikel 3. vorgeſehene Ver⸗ 
mehrung des Bergiſch-Maͤrkiſchen Stammaktien⸗ Kapitals, nicht ſtattge⸗ 
funden haͤtte. i 

Bei Ermittelung des Reinertrages der Strecken Elberfeld-Dortmund reſp. 
Duͤſſeldorf⸗Elberfeld wird in der im H. 22. des Statutnachtrages der Ber⸗ 
giſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 6. Juli 1853. vorgeſchriebenen 
Weiſe verfahren, und werden die Zinſen der Prioritaͤtskapitalien den reſp. 
Strecken zur Laſt geſtellt. 


Artikel 5. 


Die nach Artikel 3. neu zu kreirenden 17,130 Stuͤck Aktien erhalten mit 
den nach dem Statute vom 12. Juli 1844. emittirten 30,000 Stuͤck Privat⸗ 
Aktien völlig gleiche Rechte; insbeſondere ſoll auch dann, wenn der Staat die⸗ 
ſem Vertrage nicht zutritt (Art. 4.), der Ertrag der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſen⸗ 
bahn abzuͤglich des auf die Eine Million Thaler Staatsaktien fallenden Theiles 
Behufs der Dividenden⸗Berechnung für die alten und neuen Aktien mit dem ö 
Ertrage der Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahn zuſammengeworfen werden. | 


Artikel 6. 

Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahn verpflichtet ſich, die Zahl der Mitglieder | 

der Deputation, welche nach H. 2. des am 23. Auguſt 1850. mit dem Staate | 
abgeſchloſſenen Vertrages die Intereſſen der Aktiongire zu vertreten hat, die 
jetzt nach der Erbauung der Dortmund ⸗Soeſter Eiſenbahn aus fieben Wheel 
eſtehl, 


5 


beſteht, noch um fernere zwei Mitglieder und zwei Stellvertreter zu vermehren, 
wovon wenigſtens Ein Mitglied und Ein Stellvertreter im Kreiſe Duͤſſeldorf 
ſeinen Wohnſitz haben muß. 


Artikel 7. 


5 Die Betriebsuͤberſchuͤſſe der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn, welche 
ſich ei Schluſſe des laufenden Jahres ergeben, werden in nachftehender Art 
verwendet: 

1) Zum Erneuerungs- und Reſerve-Fonds wird die Summe von 36,000 Thalern 
zuruͤckgelegt und der Königlichen Eiſenbahndirektion uͤberwieſen. 

2) Die Reſte an nicht erhobenen Prioritaͤtszinſen und Dividenden werden 
von der Direktion der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn ermittelt und der 
Betrag derſelben der nachfolgenden Direktion uͤberantwortet. 

3) Der ſich nach Deckung der laufenden, den Betriebsfonds betreffenden 
Ausgaben und Verpflichtungen, welche am Jahresſchluſſe liquide oder, 
in Folge einer nach F. 34. des Statuts der Duͤſſeldorf⸗Elberfelder 
Eiſenbahngeſellſchaft zu erlaſſenden Bekanntmachung, bis zur Rechnungs⸗ 
legung noch angemeldet werden, ergebende Ueberſchuß wird als Divi⸗ 
da für das Jahr 1856. an die Duͤſſeldorf-Elberfelder Aktionaire 
vertheilt. 


Artikel 8. 


Die Verwaltung des Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Unternehmens verbleibt bis 
zum Schluſſe dieſes Jahres, oder falls bis dahin die ſchließliche Genehmigung 
des Vertrages noch nicht erfolgt fein möchte, bis zu dieſer Genehmigung der 
gegenwaͤrtigen Direktion reſp. dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft; nach 

dieſem Zeitpunkte geht dieſelbe an die Koͤnigliche Eiſenbahndirektion uͤber, mit 
Ausnahme der der Duſſeldorf-Elberfelder Direktion verbleibenden Rechnungs⸗ 
legung für das laufende Jahr, ſowie der auf die Vertheilung der letztjaͤhrigen 
Dividende bezuͤglichen Geſchaͤfte, bis zu deren Abwickelung der Verwaltungs⸗ 
rath und die Direktion beſtehen bleiben. a 

Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahn wird durch das vorhandene, von der 
Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahn zu uͤbernehmende Perſonal neben den laufen⸗ 
den Geſchaͤften ohne beſondere Verguͤtung oder Beitrag zu den Beſoldungen 
die Geſchaͤfte dieſer Abwickelung bearbeiten laſſen, und übernimmt nach Auf⸗ 
löſung der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn die allenfallſigen Beſtaͤnde, um 
aus denſelben etwa nicht erhobene Dividenden oder Forderungen auszahlen 
zu laſſen. 5 

Sollte mit dem 1. Januar künftigen Jahres die Uebergabe der Ge⸗ 
ſchaͤfte der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn an die Königliche Direktion der 
Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn noch nicht ſtattfinden koͤnnen, fo verpflichtet ſich 
die Direktion der Duſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn, die Verwaltung fortzuſetzen. 
Die Einnahmen und Ausgaben ſind in dieſem Falle lediglich „zu Gunſten und 
Laſten der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn vom 1. Januar 1857. an. 
Mit dem 1. Januar kuͤnftigen Jahres, event. mit der Genehmigung des 
Vertrages, treten die Beamten der Duͤſſeldorf-Elberfelder Verwaltung nach 
(Nr, 4699.) a Maaß⸗ 
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Maaßgabe der beſtehenden Engagementsvertraͤge in die Dienſte der Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft über, 5 1 


Artikel 9. 


Was am 1. Januar kommenden Jahres an Vorraͤthen und Beſtaͤnden 
an Materialien vorhanden iſt, geht,-ſoweit die Anſchaffung aus dem Erneue⸗ 
rungs- und Verſchleißfonds oder aus dem Reſervefonds ſtattgefunden hat, ohne 
Verguͤtung an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft uͤber. 

Alle ſonſtigen Materialienbeſtaͤnde werden, ſoweit ſie den Betrag von 
4500 Rchlrn. uͤberſteigen, der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft 
nach dem Anſchaffungspreiſe von der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft erſetzt, reſp. in Anrechnung auf die nach Artikel 7. zu uͤberweiſenden 
36,000 Rthlr. angenommen, 


Artikel 10. 


Dien Prioritaͤts-Aktionairen der Duͤſſeldorf-Elberfelder, ſowie der Ber: 
giſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, bleiben die Betriebsuͤberſchuͤſſe der 
Strecke Duͤſſeldorf-Elberfeld, beziehungsweiſe Elberfeld-Soeſt, ſowie die refp. 
Bahnſtrecken ſelbſt vorzugsweiſe verhaftet. i 

Die Genehmigung der beiderſeitigen Geſellſchaftsvorſtaͤnde und der 
e ſowie der Königlichen Staatsbehoͤrde, bleibt vor: 
ehalten. i 
Alſo geſchehen zu Elberfeld, den 22. September 1856., und iſt der vor⸗ 
ſtehende Vertrag in zwei Exempla ren ausgefertigt, von den beiderſeitigen Kon⸗ 
trahenten vollzogen und ausgewechfelt worden. 


Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. Die Bevollmächtigten der Düſ⸗ 


2 eldorf-Elberfelder Eiſenbahn⸗ f 
(L. S.) a Geſellſchaft. 5 


Danco. Weishaupt. Plange. Wortmann. 
\ F. W. Pieper. 
F. J. Servaes. 
Hurter. 
Oppermann. 


Genehmigt in der Sitzung des Verwaltungsraths der Duͤſſeldorf-Elber⸗ 
felder Eiſenbahngeſellſchaft von heute. 5 
Duͤſſeldorf, den 29. September 1856. | 
Der Präſident des Verwaltungsraths. 


Wortmann. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
ecker). 


